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Förderrichtlinie 

über die Gewährung von Bundesmitteln für Investitionsmaßnahmen 
zum bedarfsgerechten Ausbau der Kindertagesbetreuung (Investitionsprogramm 

„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2020-2021) 
in Berlin in den Jahren 2020-2021  

 
in der Fassung vom 01.09.2020 

 
 
1. Förderzweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land Berlin gewährt auf der Grundlage des „Gesetzes über begleitende Maß-

nahmen zur Umsetzung des Konjunktur- und Krisenbewältigungspaketes“ (veröf-
fentlicht BGBl Jahrgang 2020 Teil I Nr. 35 vom 16.07.2020) Mittel für Investitions-
maßnahmen in der Kindertagesbetreuung (in Tageseinrichtungen und zur Kinder-
tagespflege) für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt. Die Gewährung der 
Fördermittel erfolgt nach Maßgabe der Vorgaben dieses Gesetzes auf der Grund-
lage der Förderrichtlinie und der Landeshaushaltsordnung (LHO) i.V.m. den Aus-
führungsvorschriften zu § 44 LHO (AV LHO) in der jeweils gültigen Fassung. 

 
1.2 Ab dem Jahr 2020 werden Investitionsmaßnahmen gefördert, die der Schaffung 

oder Ausstattung zusätzlicher Betreuungsplätze in Kindertageseinrichtungen und 
Kindertagespflege in Berlin dienen. Das kann im begründeten Einzelfall auch Er-
haltungsmaßnahmen betreffen, wenn ohne diese die vorhandenen Plätze nach-
weislich wegfallen würden. 

 
1.3 Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung von Fördermitteln besteht nicht. Die Se-

natsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie (SenBildJugFam) entscheidet in 
pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der verfügbaren Fördermittel. 

 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 
2.1 Förderfähig sind Maßnahmen im gesamten Gebiet von Berlin entsprechend Nr. 

7.2.3 b), die bis zum 30.06.2022 abgeschlossen und innerhalb von 3 Monaten 
nach Abschluss der Maßnahme abgerechnet werden. 

 
2.2 Im Rahmen des Förderzwecks nach Nr. 1. werden folgende Maßnahmearten ge-

fördert: 
 

o Baumaßnahmen, wie 
 Neubaumaßnahmen 
 Erweiterungsbauten 
 Umbauten 

o Sonstige bauliche Maßnahmen, wie 
 Sanierungsmaßnahmen (einschließlich Modernisierung) 
 Renovierungsmaßnahmen 
 Ausstattungsmaßnahmen 

 
 
Neubau- und Erweiterungsausbauvorhaben sind vorrangig auf Grundstücken in 
kommunalem oder gemeinnützigem Trägereigentum förderfähig. 

–  

–  

–  
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Planunterlagen sind unter Beachtung des Merkblattes für die baufachliche An-
tragsbeurteilung (https://www.berlin.de/sen/jugend/familie-und-kinder/kinderta-
gesbetreuung/fachinfo/#bundesprogramm) aufzustellen. Die Prüfung dieser Un-
terlagen erfolgt nach positiver Stellungnahme der Einrichtungsaufsicht durch die 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen (SenStadtWohn). 
Bei baulichen Maßnahmen sind im Umfang von in der Regel bis zu 20 % der Bau-
kosten der Fördermaßnahme auch die mit den Investitionen verbundenen Dienst-
leistungen (z.B. Architektenleistungen) förderungsfähig.  
Außerhalb der genannten Maßnahmearten liegende Vorhaben sowie Personal- 
und Betriebskosten sind nicht förderungsfähig. Das betrifft ebenso finanzielle Ver-
pflichtungen aus Leasing- und Mietverträgen. 
 
Die aktuell geltenden Vergaberichtlinien (UVgO, VOB und VgV) und die gültigen 
Wertgrenzen sind einzuhalten. Die Hinweise im Bewilligungsbescheid sind zu be-
achten.  

 
 
3. Berechtigte im Sinne dieser Förderrichtlinie 
 
3.1 Berechtigte sind grundsätzlich Träger der freien Jugendhilfe und die Kita-Eigen-

betriebe des Landes Berlin als Träger von Kindertageseinrichtungen, in denen Kin-
der von der Geburt bis zum Schuleintritt gemäß Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes 
Buch (VIII) Kinder- und Jugendhilfe - und Kindertagesförderungsgesetz (KitaFöG) 
in Erfüllung der Gewährleistungsverpflichtung der bezirklichen Jugendämter von 
Berlin nach § 79 SGB VIII betreut werden. 

 
3.2 Den Jugendämtern von Berlin in ihrer Funktion als Standortjugendamt werden Mit-

tel für Investitionsmaßnahmen zum Ausbau der öffentlich finanzierten Kinderta-
gespflege auf dem Wege eines Abrufverfahrens zur Verfügung gestellt (im Wege 
der Auftragswirtschaft). Die Jugendämter können die Mittel nach Nr.  12 AV zu § 
44 LHO zweckgebunden an ortsansässige öffentlich geförderte Tagespflegeper-
sonen weiterleiten. 

 
3.3 Die Weitergabe von Fördermitteln an Dritte ist ausgeschlossen. 
 
 
4. Fördervoraussetzungen 
 
4.1 Es werden Mittel für Investitionsvorhaben zur Verfügung gestellt, die den Förder-

zweck und die Rechtsgrundlagen nach Nr. 1. erfüllen. Die geförderten Plätze müs-
sen nach § 43 oder § 45 SGB VIII erlaubnisfähig und darüber hinaus geeignet 
sein, den geltenden Rechts- und Bedarfsanspruch auf Förderung in Kindertages-
einrichtungen und Kindertagespflege für Kinder von der Geburt bis zum Schulein-
tritt zu erfüllen.  

 
4.2 Unter Berücksichtigung von Nr. 3.1 werden Träger der freien Jugendhilfe geför-

dert, die  
 

a) nach § 75 SGB VIII anerkannte Träger der freien Jugendhilfe oder dem 
Grunde nach als solche anerkennungsfähig sind,  

b) Kindertageseinrichtungen gemäß § 45 SGB VIII betreiben oder erlaubnisfä-
hige Einrichtungen aufbauen werden, in denen regelhaft Kinder von der Ge-
burt bis zum Schuleintritt betreut werden, 

https://www.berlin.de/sen/jugend/familie-und-kinder/kindertagesbetreuung/fachinfo/
https://www.berlin.de/sen/jugend/familie-und-kinder/kindertagesbetreuung/fachinfo/
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c) die Eigenaufwendungen nach Nr. 5.1 aufbringen und die Finanzierung des 
laufenden Betriebs der Einrichtung gewährleisten können und  

d) die Anforderungen an das Antragsverfahren nach Nr. 7.1 erfüllen. 
 

4.3 Unter Berücksichtigung von Nr. 3.2 wird die Weiterentwicklung der öffentlich  
finanzierten Kindertagespflege auf der Grundlage der regionalen Planungen der 
Jugendämter gemäß § 80 SGB VIII i.V.m. dem KitaFöG gefördert. Die Jugendäm-
ter gewährleisten dabei, dass sich die geförderten Maßnahmen auf Kindertages-
pflegestellen beziehen, die den bundes- und landesrechtlichen Regelungen in der 
jeweils gültigen Fassung entsprechen und die nach § 43 SGB VIII i.V.m. § 17 Kita-
FöG erlaubnisfähig sind. 

 
4.4 Förderungsfähig sind nur Maßnahmen, deren Gesamtfinanzierung gesichert ist. 
 
 
5. Art, Umfang und Höhe der Förderung 
 
5.1 Die Zuwendung an Träger nach Nr. 4.2 wird im Rahmen einer Projektförderung 

als Anteilfinanzierung gewährt.  
 

Die Fördermittel können für eine Einzelmaßnahme bis zu 90 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Kosten betragen. Grundsätzlich sind mindestens 10 Prozent Eigen-
mittel für die Fördermaßnahme einzusetzen. Eine Kofinanzierung aus anderen 
Programmen ersetzt den Eigenanteil nicht.  

 
5.2   Gefördert werden vorrangig besonders wirtschaftliche Maßnahmen. Für Neubau- 

und Erweiterungsausbaumaßnahmen können Fördermittel bis zu 30.000 € je Platz 
(Förderobergrenze) bewilligt werden. Bei anderen baulichen Maßnahmen können 
bis zu 20.000 € je Platz bewilligt werden. In den jeweiligen Förderobergrenzen sind 
bis zu 1.000 € je Platz für Ausstattungen enthalten.   
Bei der Vergabe der Bundesmittel werden Maßnahmen, die im Landesprogramm 
zum Kita-Ausbau des Landes Berlin auf der Warte- bzw. Nachrückerliste positio-
niert sind, im Umfang von ca. 28 Mio. € berücksichtigt. Für neu eingehende Pro-
jektanträge stehen Bundesmittel in Höhe von ca. 20 Mio. € zur Verfügung.  
 

5.3 Die Regelungen nach Nr. 5.1 gelten sinngemäß für die Mittel, die den Jugendäm- 
           tern zum Ausbau der Kindertagespflege nach Nr. 4.3 zur Verfügung gestellt wer- 
           den. 
 
 
6. Sonstige Bestimmungen 
 
6.1 Bei der Planung und Umsetzung von Maßnahmen sind die Bestimmungen des 

SGB VIII und des KitaFöG sowie die maßgeblichen Richtlinien der Unfallkasse 
Berlin für den Betrieb von Tageseinrichtungen zu beachten. Bauliche Maßnahmen 
müssen die baurechtlichen Vorgaben erfüllen. 
 

6.2 Förderungsrelevant sind der Maßnahmebeginn und -abschluss. Als Beginn der 
Fördermaßnahme gilt der Abschluss eines der Umsetzung der Maßnahme dienen-
den rechtsverbindlichen Kauf-, Leistungs-, Lieferungs- o.ä. Vertrages. Eine Maß-
nahme gilt als abgeschlossen, wenn der Förderzweck erfüllt ist.  
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6.3 Mit dem Antrag ist die unterzeichnete Leistungsgewährungsverordnung (LGV) ein-
zureichen, eine Eigenerklärung Landesmindestlohngesetz abzugeben sowie die 
Eintragung in der Transparenzdatenbank vorzunehmen. 

 
 
7. Verfahren 
 
7.1 Antragsverfahren 
 
7.1.1 Für die Bewilligung von Mitteln für Investitionsvorhaben in Kindertageseinrichtun-

gen entsprechend dem Förderzweck nach Nr. 1. ist ein schriftlicher Antrag des 
Trägers der Einrichtung erforderlich. Dies gilt für geplante Ausstattungsvorhaben 
entsprechend. Für die Beantragung ist das standardisierte Formular abrufbar im 
Internet unter „Ausbau der Kindertagesbetreuung aus Bundesmitteln, Bundespro-
gramm „Kinderfinanzierung“ 2020 - 2021“ und dem Link 
 
https://www.berlin.de/sen/jugend/familie-und-kinder/kindertagesbetreuung/fachinfo/#bundespro-
gramm 

   

zu nutzen. Dem Antrag sind Anlagen wie Gemeinnützigkeitsnachweis, ggf. Ver-
eins- oder Handelsregisterauszug, Kopien von Eigentums-, Pacht-, Nutzungs- o-
der Mietunterlagen, Lagepläne, Raumskizzen, Kostenvoranschläge bzw. Kosten-
schätzungen sowie für Baumaßnahmen nach Nr. 2.2 Unterlagen für die baufach-
liche Antragsbeurteilung (siehe Merkblatt), Angaben zum Umsetzungs-/ Zeitplan, 
eine Eigenerklärung Landesmindestlohngesetz sowie die Eintragung in der Trans-
parenzdatenbank beizufügen. 

 
7.1.2 Mittel für Investitionsmaßnahmen in der Kindertagespflege entsprechend dem För-

derzweck nach Nr. 1. sind schriftlich durch das Standortjugendamt zu beantragen. 
Bei baulichen Maßnahmen ist die Angabe von Projektstandorten erforderlich. 

 
7.1.3 Anträge sind grundsätzlich in Papierform (einfache Ausfertigung) bei der 
 

 Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie 
Geschäftsstelle V A 1 „Investitionsprogramm“ 

Bernhard-Weiß-Str. 6 
10178 Berlin 

 
einzureichen. Unterlagen für die baufachliche Antragsbeurteilung durch die Sen-
StadtWohn sind in zweifacher Ausfertigung beizulegen. Bearbeitet werden nur 
vollständige und in Papierform eingereichte Anträge. 

 
7.1.4 Projektanträge für im Zeitraum bis zum 30.06.2022 umzusetzende Investitions-

maßnahmen in Kindertageseinrichtungen sind bis zum 15.10.2020 einzureichen.  
 

7.1.5 Mit ihrem Antrag stimmen Zuwendungsempfänger der elektronischen Speiche-
rung von Träger-, Einrichtungs- und Projektdaten nach den Berichts- und Nach-
weiserfordernissen des Investitionsprogramms zu. 

 
 
7.2 Vergabeverfahren bei der Gewährung von Fördermitteln 
 
7.2.1 Es werden grundsätzlich nur Maßnahmen gefördert, die vor Bewilligung der Mittel 

bzw. Erhalt eines Mitteilungsschreibens über die Förderung noch nicht begonnen 
worden sind. Die Maßnahmen können ab dem 01.01.2020 in Planung gegangen 

https://www.berlin.de/sen/jugend/familie-und-kinder/kindertagesbetreuung/fachinfo/
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sein. Ein vorzeitiger Maßnahmebeginn setzt die schriftliche Zustimmung durch 
SenBildJugFam voraus. Grundlage ist das Vorliegen vollständiger Antragsunter-
lagen entsprechend Nr. 7.1.1 bzw. Nr. 7.1.2. sowie eine Bestätigung zur Erlaub-
nisfähigkeit der Plätze nach Nr. 4.1 durch die Einrichtungsaufsicht. Darüber hinaus 
ist eine Dringlichkeitsbestätigung des bezirklichen Jugendamtes erforderlich. Eine 
Förderung von bereits abgeschlossenen Maßnahmen ist ausgeschlossen. 

 
7.2.2 Die Entscheidung über die Gewährung von Fördermitteln erfolgt auf der Basis der 

eingereichten Antragsunterlagen nach Nr. 7.1.1. bzw. 7.1.2 durch  
SenBildJugFam unter Berücksichtigung des bezirklichen Bedarfs, des Förderat-
lasses in der jeweils gültigen Fassung und der Kindertagesstättenentwicklungs-
planung des Senats von Berlin. 

 
7.2.3 Kriterien für die Vergabeentscheidung sind: 

 
a) Umsetzbarkeit des Vorhabens im Rahmen der Fristen nach Nr. 2.1, 

b) Beitrag zur Erfüllung des geltenden Rechtsanspruchs auf Förderung in Kin-
dertageseinrichtungen und Kindertagespflege für Kinder von der Geburt bis 
zum Schuleintritt, 

c) Priorisierung des Standortjugendamtes im Rahmen der bezirklichen Planun-
gen und der Bedarfskategorie des Förderatlasses 

d) Stellungnahme der Einrichtungsaufsicht unter fachlich-konzeptionellen As-
pekten 

e) Beschränkung auf Wesentliches und Notwendiges auch hinsichtlich der Kos-
ten-Nutzen-Relation gemessen an den zu fördernden Betreuungsplätzen; 
Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Effizienz der Maßnahme, 

f) Einsatz von Eigenaufwendungen und Drittmitteln von Seiten des Trägers, 

g) Tragfähigkeit bzw. zu erwartende Nachhaltigkeit des Angebots nach Auslau-
fen der Förderung,  

h) Beitrag zu qualitativen Ansprüchen an die Kindertagesbetreuung wie Inklu-
sion, gesundheitliche Versorgung, Flexibilität, sozialräumliche Vernetzung, 
konzeptionelle Vielfalt. 

 
 
7.2.4 Bewilligte Maßnahmen sollen unverzüglich nach Bescheiderteilung bzw. Erhalt 

des Mitteilungsschreibens über die Förderung begonnen werden. Abweichungen 
vom Umsetzungs-/Zeitplan nach Nr. 7.1.1, Satz 4 sind der Geschäftsstelle V A 1 
„Investitionsprogramm“ unverzüglich anzuzeigen. Für die Kommunikation kann 
das zentrale Postfach der Geschäftsstelle 
 

Investitionsprogramm@senbjf.berlin.de 
 
genutzt werden. 

 
7.2.5 Eine Förderung aus dem Investitionsprogramm setzt eine längerfristige zweckent-

sprechende Nutzung voraus. Die Dauer der Zweckbindung wird in Abhängigkeit 
von der Maßnahmeart und der Höhe der Fördermittel im Bewilligungsbescheid 
bzw. Mitteilungsschreiben über die Förderung festgelegt. 

 
 
7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
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7.3.1 Die Mittel sind bei SenBildJugFam anzufordern, wenn sie gem. ANBest-P Nr. 1.4 
innerhalb von zwei Monaten zur Begleichung fälliger Zahlungen durch den Träger 
des Investitionsvorhabens oder das Jugendamt benötigt werden.  

 

7.3.2 Die Anforderung von Mitteln nach Nr. 7.3.1 ist bis zum 31.12.2022 möglich. Bis 
dahin nicht angeforderte Mittel können nicht fristgerecht bei der Bundeskasse ab-
gerufen werden und verfallen zu Lasten des Zuwendungsempfängers. 

 
7.3.3 Eine Nachfinanzierung evtl. Mehrausgaben, die sich nach Antragstellung und Be-

willigung ergeben, ist grundsätzlich ausgeschlossen.  
 
 
7.4 Verwendungsnachweisverfahren 
 
7.4.1 Empfänger von Zuwendungen sind zum Nachweis der sachgerechten Verwen-

dung der Mittel verpflichtet. Hierfür gelten grundsätzlich die Bestimmungen der AV 
zu § 44 LHO. Das Rundschreiben VI C Nr. 01/2013 (https://www.stadtentwick-
lung.berlin.de/service/rundschreiben/de/download/rs/2013/RSVIC_2013_01.pdf) 
der SenStadtWohn ist zu beachten. Die Verwendungsnachweisprüfung wird von 
SenBildJugFam durchgeführt. Weitere aus den Vorgaben des Bundes erwach-
sende Nachweispflichten werden mit dem Bewilligungsbescheid festgelegt. Das 
gilt sinngemäß auch für die Jugendämter als Empfänger von Fördermitteln zum 
Ausbau der Kindertagespflege. 

 
7.4.2 Der Verwendungsnachweis ist der Bewilligungsstelle der SenBildJugFam spätes-

tens drei Monate nach Abschluss der Maßnahme unaufgefordert vorzulegen. Im 
Rahmen der Erfolgskontrolle ist ein umfassender Sachbericht mit differenzierter 
Darstellung der geförderten Maßnahmen - aus der die Zahl der neu geschaffenen 
Betreuungsplätze für Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt hervorgeht -ein-
zureichen. Darzustellen ist darüber hinaus die dem Förderzweck entsprechende 
Nutzung der Plätze durch Abbildung der Belegungssituation.  

 
 
8. Geltungsdauer 
 
8.1 Diese Förderrichtlinie ist an das „Gesetz über begleitende Maßnahmen zur Um-

setzung des Konjunktur- und Krisenbewältigungspakets“ vom 16.07.2020 gebun-
den. Die Rechte und Pflichten nach Nr. 7.4. und Abwicklungsarbeiten im Nach-
gang des Investitionsprogramms bleiben davon unberührt. 
 

SenBildJugFam kann diese Förderrichtlinie bei Bedarf an veränderte Fördersituationen 
sowie an veränderte rechtliche Grundlagen anpassen. Es sind jederzeit Änderungen zur 
Behebung von Auslegungsproblemen sowie zur Schließung von Regelungslücken mög-
lich. 
 

https://www.stadtentwicklung.berlin.de/service/rundschreiben/de/download/rs/2013/RSVIC_2013_01.pdf
https://www.stadtentwicklung.berlin.de/service/rundschreiben/de/download/rs/2013/RSVIC_2013_01.pdf

